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1. Die Krise der politischen Kommunikation 

 
Wenn das Thema „Politik und Medien“ auf die Tagesordnung gelangt, wird aus ver-
schiedenen Perspektiven die Angemessenheit der Vermittlung des politischen Pro-
zesses erörtert. Die Politik, die Medien und das Publikum entwickeln dabei ein Bild 
der politischen Realität, das selten deckungsgleich ist. Gerade diese unterschiedli-
chen Wirklichkeitsentwürfe werden von der Annahme einer grundsätzlichen Verän-
derung des Verhältnisses zwischen Politik und Öffentlichkeit seit dem Aufkommen 
der Massenmedien begleitet. Insbesondere mit der Einführung des Fernsehens wird 
die Vorstellung von dem, was in der Welt und in der Gesellschaft passiert, maßgeb-
lich - gleichwohl nicht ausschließlich - von der Berichterstattung in den audiovisuel-
len Medien geprägt. Gerade die Verknüpfung von Bild und Ton verleiht dieser Art 
von Darstellung eine höhere Authentizität und Glaubwürdigkeit. Zugleich weiß man 
um den vermittelten Charakter dieser Informationen und hegt stets einen Hauch von 
Manipulationsverdacht: „Was wir über unsere Gesellschaft, ja über die Welt, in der 
wir leben, wissen, wissen wir durch die Massenmedien. [...] Andererseits wissen wir 
soviel über die Massenmedien, daß wir diesen Quellen nicht trauen können. Wir 
wehren uns mit einem Manipulationsverdacht, der aber nicht zu nennenswerten 
Konsequenzen führt, da das den Massenmedien entnommene Wissen sich wie von 
selbst zu einem selbst verstärkenden Gefüge zusammenschließt.“1 

Daß sich ein solches, selbstverstärkendes Gefüge entwickelt, hängt nicht zuletzt 
mit einer Fixierung auf das Kriterium der Tagesaktualität zusammen. Die Logik des 
Systems verlangt nach Neuem und Nachrichtensendungen werden nicht nach Bedarf 
gesendet. Das hat zur Bildung von Institutionen und Routinen bei allen Beteiligten 
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geführt: Pressekonferenzen, Nachrichtensendungen in festgelegten Rhythmen, Ge-
wohnheiten der Fernsehrezeption. 

Das Fernsehzeitalter hat im Zuge dessen zu einer Öffnung und Schließung des 
politischen Systems geführt. Diese paradoxe Feststellung läßt sich mit einem Zitat 
des ehemaligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt illustrieren. Auf die Frage, was 
sich in seiner Kanzlerschaft gegenüber der Adenauers gewandelt habe, soll er gesagt 
haben: „Es gab kein Fernsehen, Adenauer brauchte nicht immer ein staatsmänni-
sches Gesicht zu machen ... Das Monster Fernsehen hat radikal die Welt verän-
dert.“2 Interpretiert werden solche Feststellungen als deutlicher Hinweis auf die Er-
fordernis eines neuen Politikertyps, der nicht nur über Fachkompetenz, sondern ins-
besondere über ein medientaugliches Charisma3 verfügen muß. Von einer Personali-
sierung und einem wachsenden Starsystem innerhalb der Politik wird gesprochen.4 
Für die Vereinigten Staaten hat insbesondere Meyrowitz diesen Kompetenzwandel 
aufgrund eines veränderten Zugangs zu Informationen und politischen Bühnen aus-
führlich analysiert. Nach seiner Auffassung hätten Thomas Jefferson oder Abraham 
Lincoln heute allein aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes kaum noch eine 
Chance, auf dem Parkett der großen Politik zu agieren.5  

Gerade für die Vereinigten Staaten zeichnet sich eine wachsende Entzauberung 
des Präsidentenamtes ab. Und immer häufiger widmet sich Hollywood den Ge-
scheh-nissen im Weißen Haus. Der Regisseur William Goldman urteilte über diese 
Entwicklung: „Das Amt des Politikers hat in unserem Land ein so niedriges Anse-
hen wie kaum je zuvor. Deshalb ist auch die Qualität der Leute, die sich um ein öf-
fentliches Amt bewerben, schlicht und ergreifend Scheiße.“6 Dieses drastische Ur-
teil il-lustriert einen Wandel in der Beurteilung von Politik. Staatsmännische Krite-
rien wer-den durch einen Medienfilter vermittelt. Zumindest gewinnt man den Ein-
druck, daß Politik nur noch dann als spannend empfunden werden kann, wenn sie 
von beliebten Schauspielern in überzeichneten dramaturgischen Szenarien verkör-
pert wird. Der insbesondere in den Vereinigten Staaten beklagte Medien-
Negativismus7 findet hier offensichtlich seine Entsprechung in audiovisuellen Kon-
struktionen. Regisseur Wolf-gang Petersen meint: „Besonders in den USA [...] gibt 
es eine Sehnsucht nach einem idealen Präsidenten. Mit unserem Film [Air Force 
One, Anm. d. Verf.] lassen wir diese Utopie Wirklichkeit werden.“8 Aber gleichzei-
tig schafft diese Form des Heldenkults Maßstäbe, die es jedem Protagonisten un-
möglich machen, sie nur annähernd zu erfüllen. Der Nachweis von Fehlschlägen, 
Fehltritten und Unzulänglichkeiten wird dieses Amt und viele andere Ämter in Zu-
kunft weiterhin begleiten.  

In all diesen Beschreibungen ist wenig von Politik an sich die Rede. Auch hier 
stößt man auf ein grundsätzliches Problem: „Während die Bewältigung der politi-
schen Probleme immer mehr Rationalität und Kompetenz verlangt, suggerieren ihre 
Darstellungsformen und ihre Perzeption bei den Wählern eher das Gegenteil.“9 Die 
dem Fernsehen attestierte Anpolitisierung des Publikums bezweifelt die Fähigkeit 
dieses Mediums, ein wirkliches Interesse für Politik zu schaffen: „[...] der kommu-
nikative Brückenschlag der Mandatare zum Wähler gelingt anscheinend nur dann 
einigermaßen, wenn sich die Politik im publizistisch vermittelten Legitimationsge-
werbe anders gibt, als sie im Entscheidungsprozeß tatsächlich sein muß.“10 Diese im 
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Jahre 1987 getroffene Feststellung ist nach wie vor aktuell. Immer häufiger liest 
man von einer politischen Kommunikationskrise, für die wiederum vielfältige Ursa-
chen angeführt werden. Peter Glotz hat auf einige Phänomene hingewiesen, die da-
für verantwortlich zu machen sind: eine zirkuläre politische Diskussion ohne sicht-
bare Konsequenzen, ein Parteiensystem, das mehr und mehr an Zustimmung verliert 
und eine Erfahrungsverdünnung des Parlaments, die er unter Bezugnahme auf die 
Begriffe „Zeitreiche und Zeitarme“ mit einer Unterrepräsentanz bestimmter gesell-
schaftlicher Gruppen im Parlament verknüpft. Darüber hinaus verweist er auf die 
Zunahme des Populismus, verbunden mit einem „demokratischen Cäsarismus“.11 
Der bereits erfolgte Hinweis auf die zunehmende Personalisierung der Politik und 
die Identifikation von Parteien mit wenigen medientauglichen Personen fügt sich in 
diese Lagebeurteilung ein. 

Überhaupt verdichtet sich der Eindruck, daß politische Debatten im Fernsehen 
nicht mehr die Begeisterung entfalten können, die dieser Form der politischen Aus-
einandersetzung in der Vergangenheit entgegengebracht wurde. Die Politik ist sich 
dieses Akzeptanzdefizits bewußt und nimmt neu geschaffene Bühnen gerne in An-
spruch: Talkshows, Diskussionsrunden, Unterhaltungssendungen. Unter der Über-
schrift „Die Volksvertreter müssen ihre Arbeit besser ‚verkaufen‘“ wird von Lemke-
Müller auch das fehlende Interesse der Medien an den Ereignissen im Bundestag 
beklagt.12 Für mehr Aufklärung über die Parlamentsarbeit plädiert insbesondere Pat-
zelt, der in einer umfangreichen Befragung eine deutliche Kluft zwischen den Vor-
stellungen des Bürgers über die Funktionsweise und Arbeitsweise des Parlaments 
einerseits und der doch sehr deutlichen Beurteilung seiner Effektivität andererseits 
feststellte. Deshalb plädiert er für eine Modernisierung im Parlamentsverständnis 
der Bevölkerung. Seine Befunde zeigen: „Die Deutschen wissen recht wenig, ver-
muten jedoch viel Falsches über die Arbeit von Parlamenten und Abgeordneten.“13 
Diese Beurteilungsgrundlage führt zu zahlreichen Fehleinschätzungen, insbesondere 
der Bedeutsamkeit verschiedener parlamentarischer Institutionen. 39 Prozent der 
Befragten stuften beispielsweise das Plenum als wichtigste Stätte der Parlamentsar-
beit ein, nur 28 Prozent nannten die Ausschüsse. Gemessen am tatsächlichen Stel-
lenwert dieser politischen Institutionen müßte die Rangordnung umgekehrt sein. 
Diese und andere Mißverständnisse führen Patzelt zu der Schlußfolgerung: Man ge-
rät auf den Holzweg, wenn man die Arbeitsweise der Parlamente den populären 
Vorurteilen anzupassen versucht.14  

In diesen Widersprüchen scheint sich zu manifestieren, was Edelman schon in 
den 70er Jahren bezüglich der Politik und ihrer Einschätzung feststellte: „Politische 
Überzeugungen und Situationsdeutungen gründen sich weitgehend nicht auf empiri-
sche Beobachtungen oder überprüfbare „Informationen“. Mehr noch: diese nicht-
empirisch begründeten Vorstellungen und Anschauungen sind weitgehend immun 
gegenüber Korrekturen durch ihnen widersprechende Wahrnehmungen. Sie 
bestimmen vielmehr ihrerseits zum wesentlichen Teil, welche Tatsachen wahrge-
nommen werden, welche ignoriert werden und welche gesellschaftlichen Deutungs-
angebote übernommen werden.“15 Ob Unwissenheit, falsche oder fehlende Informa-
tion, selektive Wahrnehmung oder ein verzerrtes Bild der Wirklichkeit durch die 
Massenmedien die Ursachen für diese und andere Fehleinschätzungen sind, ist nicht 
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leicht zu beantworten. In jedem Falle werden die Massenmedien selten ausgenom-
men, wenn es um die Frage der Verantwortlichkeit geht. Die erwähnten Verzerrun-
gen und Widersprüche sind es, die nicht nur Peter Glotz von einer Krise der politi-
schen Kommunikation sprechen lassen. Auch Jay G. Blumler und Michael Gure-
vitch nennen ihr 1995 erschienenes Buch „The Crisis of Public Communication“. 
Darin werden ebenfalls vielfältige Ursachen für das Problem einer angemessenen 
Vermittlung öffentlicher und politischer Ereignisse beschrieben. Ihre Einschätzung 
ist durchaus von grundsätzlicherer Natur, so daß der folgende Befund durchaus auch 
im Hinblick auf die Entwicklung in Deutschland beachtet werden sollte: „Most 
prominent among the surrounding societal trends has been a relative but apparently 
irreversible dissolution of traditional ties. Institutions that previously organized 
meaning, identity and authoritative information for many people, structured their 
political preferences and simplified the process of democratic power-seeking - no-
tably political parties, the nuclear family, mainstream religion, neighbourhood and 
social-class groupings - all have waned in salience and influence.“16 Diese Einschät-
zung von Traditionsbrüchen fügt sich in Diagnosen der Moderne ein, wie sie seit ei-
nigen Jahren insbesondere von der zeitgenössischen Sozialtheorie vorgelegt werden. 
Dieser Bruch traditioneller Verbindungen (ties) führt zu der erwarteten Konsequenz, 
daß diese Lücke durch neue, zumeist anonymere Institutionen ersetzt beziehungs-
weise geschlossen wird. Das Massenkommunikationssystem in seiner anonymisier-
ten und dennoch auch persönlichen Form (direkte Ansprache des Publikums, para-
soziale Interaktion) wird in diesem Zusammenhang häufig erwähnt und als neues 
Bindemittel für „atomisierte“ Gesellschaften betrachtet. Zugleich verknüpft man 
damit neue Gefahren der Außenlenkung und Abhängigkeit von dem, was man öf-
fentliche Meinung nennt. In einer solchen Situation müßte sich das gesamte öffent-
liche Kommunikationssystem seiner treuhänderischen Pflicht bewußt werden. Gera-
de dies aber erkennen Blumler und Gurevitch in den Entwicklungen der letzten Jah-
re nicht. Die Flut negativer Meldungen nimmt zu, ebenso beobachtet man ein An-
wachsen von Stereotypen und ein zunehmendes Gefühl politischer Entfremdung. 
Für die Politik gilt zudem, daß sie unter Berufung auf einen nicht-politischen Status 
betrieben wird, zum Beispiel von „Talk-meistern“.17 Diese neuen Vermittlungsin-
stanzen neigen zu einer „oversimplifica-tion“18 der Politik. Parallel dazu entwickelt 
sich die Öffentlichkeit zu einer von „In-sidern“ dominierten Sphäre.19 

Die angeführten Beispiele verdeutlichen die Ähnlichkeit der Diagnosen und die 
Zuschreibung von Verantwortung an die Massenmedien. Dabei wird jeder Journalist 
und Redakteur für sich in Anspruch nehmen wollen, daß er seiner Informations-
pflicht so gut wie möglich nachkommt. Wie also ist zu erklären, daß sich trotz einer 
Ausweitung der Kommunikationsmöglichkeiten immer noch - und in jüngster Zeit 
noch hartnäckiger als zuvor - dieses negative Bild der öffentlichen Kommunikation 
aufrecht erhält? 

 
 
 
2. Politische Kommunikation und Fernsehen 
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Öffentliche Meinungsbildung, so Friedhelm Neidhardt, ist ein Prozeß mit vielen 
Ungewißheiten und Überraschungen.20 Zu wem man mit welchem Erfolg spricht, ist 
im Falle von Massenkommunikation nicht ohne Wenn und Aber zu beantworten. 
Die wechselnde Zusammensetzung des Publikums macht dieses für die Struktur des 
Kommunikationsprozesses bedeutungsloser als in Face-to-face-Beziehungen. Der 
gesamte Kommunikationsprozeß ist insbesondere für das Publikum unverbindlicher. 
Und weil öffentliche Meinungsbildung von gerade diesen Ungewißheiten und Über-
raschungen, die sich zugleich als Unwägbarkeiten entpuppen können, abhängig ist, 
ist auch die Gewißheit über die Wirkung dieser Form der öffentlichen Kommunika-
tion selten vorhanden. Diese Ungewißheit wirkt wie ein Schutzmantel für alle Betei-
ligten. Wer sich herausgefordert fühlt, geht in die Offensive. Man veröffentlicht 
zum Beispiel ein Buch mit dem Titel „Sündenbock Fernsehen?“ und sucht nach 
verharmlosenden und relativierenden Argumentationen, die sich in diesem schwer 
durchschaubaren Terrain ohne weiteres finden lassen. Das gilt gerade auch für die 
politische Kommunikation. Sie läßt sich nicht im Reagenzglas einfangen und gedul-
dig beobachten. Das Bedürfnis nach klaren Aussagen im Sinne von „Sendung X hat 
Politiker Y schlecht gemacht“ ist vorhanden, kann aber nicht immer befriedigt wer-
den. Wenn jemand das Gegenteil behauptet, ist der Widerspruch vorprogrammiert. 
Vor diesem Hintergrund müssen auch die nachfolgend referierten Annahmen und 
Befunde gesehen werden. Hypothesen und Theorien bemühen sich um die Formu-
lierung von Gemeinsamkeiten jenseits der von Fall zu Fall variierenden Besonder-
heiten. 

 
2.1 Zur Inhaltsanalyse von politischen Sendungen 

 
In offenen, demokratischen Gesellschaften gehört es zur Tagesordnung der Politik, 
daß sie über ihre Entscheidungen und Vorhaben öffentlich Rechenschaft ablegt. Die 
Massenmedien - von Ausnahmen abgesehen - haben sich dabei nie die schlichte 
Rolle des Verlautbarungsorgans zuschreiben lassen. In dem Begriff der „Vierten 
Gewalt“ kristallisiert sich das Unbehagen über einen permanenten, kritischen Dau-
erbeobachter des politischen Geschehens, der nicht nur berichtet und  kommentiert, 
sondern selbst Politik - nicht nur im Dienste des Publikums - macht. Aus diesem 
Sachverhalt heraus begründet sich das bis heute vorhandene Spannungsverhältnis 
zwischen Politik und Massenmedien. Wenn die Einschätzung des verstorbenen 
Journalisten Hanns Joachim Friedrichs zutrifft, dann war die Verschmelzung von 
Politik und Medien im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Fernsehens eine schlechte 
Allianz.21 Versuche der Um- und Neugestaltung des Rundfunks prägen die Ge-
schichte des deutschen Mediensystems. Die deutlichste und bis heute anhaltende 
Veränderung wurde durch die zunächst versuchsweise Einführung des privatrechtli-
chen Fernsehens eingeleitet. Erst mit diesem Zeitpunkt begann eine systematischere 
Betrachtung des Programmangebots, da man zuvor nicht mit ständigen Fragen nach 
der Legitimation des Programmauftrags konfrontiert wurde. Der Umgang mit und 
die In-terpretation der sehr rasch erkennbaren Differenzen der Programmphiloso-
phien im sogenannten Dualen Rundfunksystem hat die Medien selbst zu zahlreichen 
Reportagen und die Kommunikationswissenschaft zu umfangreichen Inhaltsanaly-
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sen veranlaßt. Seit der Einführung des privaten Rundfunks gilt: Die Selbstthemati-
sierung der Medien in den Medien hat zugenommen. Während die einen die Viel-
zahl des Angebots unter Aspekten der Konsumentensouveränität befürworten, kon-
zentrieren sich andere auf die Gefahren, die sich aus einer verstärkten Marktorien-
tierung des Rundfunks ergeben. Kritische Einschätzungen und zornige Rückblicke 
blieben in diesem Zusammenhang nicht aus. Ein Beispiel: „Die Öffentlich-
Rechtlichen haben sich eingelassen auf einen mörderischen Schlagabtausch. Auf ei-
nen lähmenden, tödlichen Clinch, der die Programme runterschaltet auf die je 
schlichteste Stufe, der sie allesamt verwechselbar macht und austauschbar.“22 Diese 
Einschätzung eines ehemaligen Redakteurs des Südwestfunks verweist darüber hin-
aus auf eine Diskussion, die bis in die Mitte der 90er Jahre die Beurteilung der Pro-
grammangebote im Dualen Rundfunk geprägt hat: die Konvergenz. Konvergenz 
meint die Annäherung konkurrierender Rundfunksysteme aufgrund einer Orientie-
rung am Massengeschmack. Unter diesem Gesichtspunkt lassen sich die Inhaltsana-
lysen der politischen Informationsangebote auch als Zurückweisung dieser Form 
von Annäherung lesen und interpretieren. Von Beginn an ging es darum, die „Fern-
sehformate von Politik“23 zu analysieren und auf ihre wesentlichen Differenzen hin-
zuweisen. Politikberichterstattung wurde an die jeweilige Systemlogik des Anbieters 
gekoppelt. Das besondere Interesse an der politischen Berichterstattung wird dabei 
immer mit dem Hinweis auf die zentrale Informationsfunktion des Rundfunks für 
moderne Gesellschaften begründet: „Legitimität oder politische Unterstützung gilt 
als eine Grundvoraussetzung der Stabilität des politischen Systems in modernen 
westlichen Demokratien. Wenn man also davon ausgeht, daß politische Unterstüt-
zung gerade durch die alltägliche Nutzung von politischen Medieninhalten gewähr-
leistet wird, dann ist es nicht unerheblich, wie das politische Verfahren, wie der po-
litische Prozeß im Fernsehen dargestellt wird und welches Bild von Politik vermit-
telt wird.“ 

24  
Der Wegfall ehemaliger Schutzzonen für politische Sendungen (Nachrichten, 

po-litische Magazine) und die damit verbundenen Reichweitenverluste ließen erste 
Zweifel an dieser Grundvoraussetzung für die Stabilität politischer Systeme auf-
kommen. Gleichwohl ist bis heute nicht der Nachweis erbracht worden, daß im Zu-
ge der Ausweitung des Programmangebots das Publikum sich wirklich weniger po-
litische Informationen ansieht als vor fünfzehn Jahren. Wer sich an die Beantwor-
tung dieser Frage begibt, stößt auf das grundsätzliche Problem, das Politische zu de-
finieren. Auch das Aufsummieren von Sende- und Sehzeiten produziert Artefakte. 
Bereits die Analyse von Pfetsch hat gezeigt, daß in Nachrichten und Nachrichten-
journalen sowohl politische als auch nicht-politische Meldungen enthalten sind. 
Obwohl dabei Zuordnungsprobleme nicht ausblieben,25 war insgesamt die deutliche 
Überrepräsentanz nicht-politischer Informationsanlässe in den privaten Programmen 
nachweisbar. 

Wenn die Grenzziehung zwischen politisch und nicht-politisch schon schwierig 
genug ist, ist zumindest die Generalisierung gestattet, daß das Themenspektrum, das 
zum Gegenstand der Reportage oder Analyse gemacht wird, sehr weit geworden ist. 
Die Zurückweisung des Unzumutbaren wird mehr und mehr an das Publikum dele-
giert. Der Trend zur Verallgemeinerung dieses Phänomens wird aber gerne an ein-
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zelnen Sendungen festgemacht. In der Vergangenheit waren dies beispielsweise: 
„Explosiv - Der heiße Stuhl“ oder die Sendung von Margarethe Schreinemakers. 

Viele Begriffe sind in diesem Zusammenhang kreiert worden, die selbst einen 
Beitrag zur öffentlichen Sprachverwirrung geleistet haben: Info-Trash, Boulevardi-
sierung, und schließlich: Schreinemakerisierung. Letztere Wortschöpfung stammt 
von Siegfried Weischenberg, der darunter folgendes versteht: „Schreinemakerisie-
rung wollen wir den Prozeß nennen, der zu einem neuen ,TV-Journalismus‘ führt - 
wenn nicht zu einem neuen Journalismus überhaupt. Schreinemakerisierung - das ist 
die Präsentation von Journalismus als Showbusiness pur, das ist die Zweckentfrem-
dung von Fernsehstudios als Rummelplätzen und die Vorführung von Journalisten 
als Promis; Schreinemakerisierung, das ist die Inszenierung einer permanenten Sei-
fenoper, die als Journalismus verkauft wird. Tatsächlich wird dabei Journalismus 
durch Entertainment mit stark fiktionalen Elementen ersetzt, ohne daß dies dem 
Publikum bewußt ist. Dieses Publikum will gewiß immer noch Information und 
Auf-klärung - aber womöglich immer mehr ohne den Aufwand der persönlichen 
Anstrengung.“26  

Auch hier gerät der Einzelfall zu einem Synonym für die systematische Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit. In diesem Kontext scheint der Begriff der Mediengesell-
schaft fast gleichbedeutend mit organisiertem Betrug verwandt zu werden. Bezüg-
lich des Konstruktivismus wird argumentiert: „Heutzutage muß wohl schon Künst-
ler sein, wer sich die Freiheit nimmt zu erwarten, daß die Medien die Wahrheit be-
richten.“27 So kann man ein Mediensystem charakterisieren. Es nutzt aber auch die 
Unzulänglichkeiten des einen zur Hervorhebung der Verläßlichkeit des anderen. 
Wenn das Interview mit einem Mediziner präsentiert wird, der die Berichterstattung 
über die Erfolgschancen einer Gentherapie wegen überzogener Darstellungen in 
Teilen der Medien zurechtrückt, kann nicht von Unwahrheit gesprochen werden. 
Generalisierungen dieser Art werden denn auch zurückgewiesen - vom selben Au-
tor: „Doch so simpel, wie Beobachter das bisweilen darstellen, funktioniert auch 
diese „Medien-gesellschaft“ nicht. Wer die Leistungen der Medien pauschal auf 
Skandalisierung, Wadenbeißerei und Distanzlosigkeit reduziert, wird selbst zum 
Haudrauf, der mit den selben Mitteln arbeitet, wie sein Beobachtungsgegenstand.“28 
So zeigen auch die Analysen von Krüger, daß die Unterscheidung zwischen öffent-
lich-rechtlichem und privatem Fernsehen trotz aller Vorwürfe der Selbstkommerzia-
lisierung, Imitation und Konvergenz, noch Sinn macht. Öffentlichkeit wird von ers-
terem mit Themen herzustellen versucht, die häufiger jenseits des individuellen 
Schicksals liegen, während die Privaten vermehrt, aber keinesfalls ausschließlich, 
mit Unpolitischem Öffentlichkeit herstellen wollen.29 Insofern wird hier in der Ten-
denz etwas bestätigt, was Habermas schon 1962 beobachtet hat: „[...] Öffentlichkeit 
wird zur Sphäre der Veröffentlichung privater Lebensgeschichten, sei es, daß die 
zufälligen Schicksale des sogenannten kleinen Mannes oder die planmäßig aufge-
bauter Stars Publizität erlangen, sei es, daß die öffentlich relevanten Entwicklungen 
und Entscheidungen ins private Kostüm gekleidet und durch Personalisierung bis 
zur Unkenntlichkeit entstellt werden.“30 

Die Krise der öffentlichen Kommunikation liegt wohl auch darin begründet, daß 
dieser Öffentlichkeit es immer schwerer fällt, auf diskursivem Wege einen Aus-
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gleich über bestimmte Standards des Zulässigen zu erreichen. Die Diskussion um 
die Qualität von Fernsehprogrammen illustriert das ebenso gut wie jene um morali-
sche Erneuerungen moderner Gesellschaften. Während McQuail sich bei der Be-
stimmung von „Media Performance“ auf die Grundwerte der freiheitlichen, westli-
chen Demokratien beruft, wählen Schulz und Schatz in ihrem Versuch einer Be-
stimmung von relevanten Faktoren der Programmqualität die Orientierung an gel-
tendem Rundfunk-recht. Damit verbunden ist ebenfalls eine Vorstellung von Me-
dienverantwortung für das Gemeinwohl. Medien werden als nützliche Elemente für 
Staat und Gesellschaft betrachtet.31 Auch hier mag der Vorwurf von unrealistischen 
Idealvorstellungen aufkommen. Dennoch spiegelt sich in Umfragen sehr wohl ein 
Bedürfnis nach qualitativer Information wider. Warum sollte dieses Bedürfnis auch 
heute nicht mehr vorhanden sein und bedient werden? Man darf nicht die Pro-
grammphilosophie bestimmter Veranstalter mit den Interessen des Publikums 
gleichsetzen. 

Die Beurteilung der Informationsqualität von Nachrichtensendungen attestiert 
den öffentlich-rechtlichen Angeboten einen Vorsprung im Hinblick auf Verläßlich-
keit, Verständlichkeit und Sachverstand der Reporter und Korrespondenten, wäh-
rend den Nachrichtensendungen des Privatfernsehens eher eine Überbetonung von 
Buntem und Vermischtem sowie das gelegentliche Übertreiben mit sensationellen 
Meldungen zugeschrieben wird.32 In diesen Befunden zeigt sich eine hohe Erwar-
tungshaltung an Informationssendungen, die in der tatsächlichen Rezeption von 
Nachrichtensendungen nicht immer in dieser Deutlichkeit erkennbar ist. Studien zur 
Behaltensleistung von TV-Nachrichten erbrachten Werte zwischen fünf und 25 Pro-
zent.33 Unter anderem waren solche Resultate Anlaß, um von einer Wissensillusion 
des Publikums zu sprechen: Das Publikum glaubt, ausreichend informiert zu sein, 
tatsächlich aber hat man nur sehr wenig behalten.34 Demnach darf man nicht erwar-
ten, daß jeder Zuschauer die Aufmerksamkeit und Konzentration für Nachrichten-
sendungen aufbringt, die nach einem Bericht von David Halberstamm John F. Ken-
nedy der News-Show von Walter Cronkite entgegengebracht hat: „Kennedy hielt 
das, was er da sah, für schrecklich wichtig. Vielleicht war das nicht die Realität. 
Möglicherweise war es noch nicht einmal guter Journalismus. Aber es war das, was 
das ganze Land für die Wirklichkeit hielt.“35 

 
2.2 Zur Rezeption und Wirkung politischer Sendungen 

 
Das Beispiel der Nachrichtensendungen legt den Gedanken an habituelle Nut-
zungsmuster nahe. Aber darin könnte sich auch eine Ökonomie der Aufmerksamkeit 
ausdrücken, die im Zuge einer konstatierten Informationsflut in Frage gestellt wird. 
Aber schon bevor das Wort „Informationsflut“ den Stellenwert einnahm, der ihm 
heute zukommt, hat man sich Gedanken über den Begriff „Information“ gemacht. 
Es waren Mathematiker, die in den 40er Jahren dieses Jahrhunderts eine Informati-
ons-theorie entwickelten, die zwar zunächst der Optimierung technischer Übertra-
gungsvorgänge diente, sehr schnell aber auch auf die zwischenmenschliche Kom-
munikation übertragen wurde.36 Die Hauptannahmen dieser Informationstheorie las-
sen sich im wesentlichen auf zwei Grundsachverhalte zurückführen: 
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1. Je größer die Ungewißheit bei einem Informationssuchenden ist, desto höher 
kann der Informationsgehalt von Nachrichten sein. Information soll informativ 
sein. 

2. Ob die Information in der Lage ist, diesen Mangelzustand auf seiten des Rezi-
pienten zu beseitigen, hängt davon ab, ob der Empfänger die Nachricht im vom 
Sender gemeinten Sinn entschlüsselt hat. Vor allem aber sollte die Information 
ihre Ordnung haben.  
Aus einer sehr analytischen Perspektive mag das zutreffen, aber das Informati-

onsverhalten im Alltag ist meistens nicht so beschaffen, daß man mit großem Ernst 
und großer Sorgfalt all das überprüft, was man aus zweiter Hand erfährt Auch die 
Rahmenbedingungen der Informationsaufnahme sind in dieser Hinsicht nicht immer 
als förderlich zu bezeichnen. Unter Bezugnahme auf experimentelle Untersuchun-
gen zur Aufmerksamkeit schrieb Walter Lippmann bereits im Jahre 1922: „Wenn 
[...] schon das Schlagen eines Metronoms die Intelligenz beeinträchtigt, was mögen 
da acht oder zwölf Stunden Lärm, Geruch und Hitze in einer Fabrik oder Tag für 
Tag das Klappern von Schreibmaschinen und Klingeln von Telefonen und das Tü-
renschlagen den politischen Urteilen zufügen, die sich auf Grund der Zeitungslektü-
re in Straßenbahnen und Untergrundbahnen bilden?“37 Das Informationsverhalten 
beruht auch nicht auf ständigen und sehr gezielten Selektionen, die gerade für das 
Informationsverhalten im engeren und weiteren Sinne in Zukunft erwartet werden. 
Und vieles, was sich heute als Information ausgibt, ist den Begriff offenbar immer 
weniger wert und entwertet ihn zugleich. Die nicht-informative Information hat zu-
genommen.  

Dieser eher ernüchternde Gesamteindruck darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß viele Informationsangebote nach wie vor von einer punktuellen Aufmerksam-
keit leben. Wenn uns etwas interessiert, bewegt, neugierig macht, dann sind unsere 
Wahrnehmungsorgane auf Empfang geschaltet. Diese Ökonomie der Aufmerksam-
keit wird gerne - in überzogener Erweiterung des Grundsachverhalts - als eine Pas-
sivität des Publikums interpretiert. Die dem Publikum unterstellte Wissensillusion 
kann auch das Resultat einer selektiven Wahrnehmung sein.  

Wenn es um die Erklärung des Publikumsverhaltens bezüglich politischer Sen-
dungen (Nachrichtensendungen, politische Magazine) geht, tauchen regelmäßig be-
stimmte Kernvariablen auf, die man als notwendige Bestandteile einer diesbezügli-
chen Erklärung betrachtet. Dazu zählen: das politische Interesse, das Ausmaß der 
Fernsehnutzung, die Programmpräferenzen und in jüngerer Zeit vermehrt der Hin-
weis auf Senderbindungen. Letzteres bezieht sich auf das Kanalrepertoire des Publi-
kums.38 Auch hier kristallisieren sich typische Cluster heraus, die wie folgt be-
schrieben werden können: Eine hohe Fernsehdauer korreliert häufig mit einer star-
ken Unterhaltungsorientierung, die mit einem geringen politischen Interesses ein-
hergeht. Dagegen deckt sich eine sehr selektive Fernsehnutzung mit einer starken 
Fixierung auf Informations- und Bildungsangebote. Höhere Selektivität bedeutet in 
der Regel eine geringere Fernsehdauer und ein weites Interessenspektrum, das die 
Politik integriert. Die beiden Cluster lassen sich als Pole eines Kontinuums auffas-
sen, welches viele Zwischenformen zuläßt, zum Beispiel eine nicht selten vorzufin-
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dende Mischform zwischen Informations- und Unterhaltungsorientierung, die mit 
einer überdurchschnittlichen Fernsehdauer einhergeht. Das Alter als weitere Schlüs-
selvariable der Fernsehnutzung spielt gerade bei diesen Mischformen eine wichtige 
Rolle. Die gerade skizzierten Zuschauergruppen werden gerne bemüht, um die In-
formationsprofilierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auf der einen und die 
Unterhaltungsfixierung des privaten Fernsehens auf der anderen Seite zu beschrei-
ben. Eine Übereinstimmung von Angebot und Nachfrage ist auch nachweisbar. Die 
Folgen für das politische Informationsniveau des Publikums beschreiben Oehmi-
chen und Simon wie folgt: „Die Informationsleistungen der privaten Fernsehanbie-
ter dürften freilich kaum geeignet sein, Wissensdefizite und Unsicherheiten seines 
Publikums bei der Bewertung politischer Vorgänge zu beheben.“39 

Auffallend ist dabei die vorwiegende Suche nach Unterschieden auf der Seite 
der Anbieter. Es bieten sich aber auch rezipientenbezogene Interpretationen an. Der 
Nutzen- und Belohnungsansatz verweist in diesem Zusammenhang beispielsweise 
auf Bedürfnisse und Interessen, die auch sozialen Ursprungs sind. Insbesondere aber 
haben die sogenannten „Cultural Studies“ in jüngster Zeit den Nachweis zu erbrin-
gen versucht, daß die Nutzung der Medien Teil der Aktivitäten des Alltagslebens ist, 
welche wiederum in einen kulturellen Rahmen eingebettet sind. Verbunden damit 
sind unterschiedliche Formen der Medienaneignung, die aus unterschiedlichen sozi-
alen Standorten resultieren. David Morley hat dies beispielhaft an der sogenannten 
„Nationwide Audience“-Studie illustriert. Ein ehemaliger Produzent der Sendung 
be-urteilte diese wie folgt: „[The broadcasters] see it as a teatime show addressed to 
an audience which is busy putting children to bed, coming in from work, having tea, 
and correspondingly they feel that the main point is to provide ‚entertainment‘ and 
‚human interest‘.“40 Beispielhaft sollen hier zwei Interviewauszüge wiedergegeben 
werden, welche die unterschiedliche Einschätzung ein und desselben Programman-
gebots widerspiegeln. Mit der Beschreibung des Produzenten stimmt am ehesten das 
Urteil eines befragten bank managers überein: „It’s just a teatime entertainment 
programme. It’s embarrassing, patronizing ... it’s exploiting raw emotion and sensa-
tionalism ... In that programme, what have we heard? We’ve heard opinions from 
various people which don’t necessarily relate to facts ...“41 Und ein Gewerkschafter 
meinte: „Well, it’s not for trade union officials! It’s for the middle class ... undoub-
ted for what they regard as the backbone of the country, the middle class.“42 

Der von Oehmichen und Simon gegebene Hinweis auf Wissensdefizite impli-
ziert somit auch ein weitgehendes Einverständnis in der Bevölkerung über das, was 
Relevanz beanspruchen kann. Winterhoff-Spurk hat dieses unterstellte Einverständ-
nis einmal mit dem etwas provokanten Hinweis angesprochen: „Das [...] ‚Kaffee-
haus-Modell‘ sollte auch auf Bierkneipen erweitert werden“.43 Damit sollte die Mit-
telschicht-Orientierung der sogenannten Wissenskluft-Forschung verdeutlicht wer-
den.  

 
 
Einige Studien haben mittlerweile diese Einbettung politischer Beurteilungen in 

unterschiedliche Lebenswelten untersucht.44 Aber wenn es um die Überprüfung der 
Wirkung politischer Sendungen geht, wird häufig auf amerikanische Hypothesen 
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zurückgegriffen. Die Videomalaise-Hypothese ist ein populäres Beispiel. Hinsicht-
lich der Ausgangsfragen, die die Forschungen Michael J. Robinsons leiteten, muß 
man aus heutiger Sicht Zustimmung konstatieren. Diese lauteten: Fördert der Fern-
sehjournalismus ein wachsendes politisches Unbehagen (Political Malaise) in Ame-
rika? Und wird in Verbindung damit auch die Wertschätzung von Politik beein-
trächtigt?45 Gemessen an den Veröffentlichungen, die sich mit dem Wandel des a-
merikanischen Journalismus seit Mitte der 70er Jahre befaßt haben, ist der Negati-
vismus zu einem wesentlichen Nachrichtenwert-Kriterium geworden.46 Die experi-
mentellen Analysen von Robinson sollten den Nachweis erbringen, daß Personen, 
die sich zum Zwecke politischer Information vorwiegend auf das Medium „Fernse-
hen“ konzentrieren, sowohl ein geringeres Vertrauen in die Politik haben als auch 
ihre eigenen Einflußmög-lichkeiten auf das politische Geschehen eher gering ein-
schätzen. Robinson konnte diesen Zusammenhang nachweisen, aber keine Antwort 
auf die Frage nach Ursache und Wirkung geben. Die Hypothese ist jedoch so ver-
standen worden, als müsse man den Medien die Hauptverantwortlichkeit für diese 
Einstellungssyndrome zuweisen.47 

Die Frage, ob die Videomalaise-Hypothese eine geeignete Ausgangsbasis für die 
Analyse der politischen Kommunikation in der Bundesrepublik Deutschland ist, 
wurde von Holtz-Bacha verneint. Die Medienleistungen für die Politikvermittlung 
werden nach ihrer Auffassung durch diese Hypothese nicht korrekt wiedergegeben. 
Ihr Gegenbild einer „Unterhaltungsmalaise“ folgt folgendem Szenario: „Die Vorlie-
be für unterhaltende Medienangebote steht im Zusammenhang mit bestimmten so-
ziodemographischen Faktoren (Bildung, politisches Interesse) und verbindet sich 
mit einer Abkehr von der Politik. Oder noch einfacher: Je mehr Unterhaltung ge-
nutzt wird, je unterhaltsamer die Politik präsentiert wird, desto größer ist die Chance 
zu einer Abkehr von der Politik.“48 Letzteres bezieht sich bereits auf die Ebene der 
politischen Beteiligung. Die Verlängerung der Wirkungskette in den Bereich der po-
litischen Partizipation führt vielleicht schon zu weit. Immerhin darf man dem Fern-
sehen nicht die Fähigkeit absprechen, Bevölkerungsgruppen mit politischen Inhalten 
zu konfrontieren, die sich ansonsten überhaupt nicht für diese Themen interessieren 
würden. Unter Bezugnahme auf eine vielfach zitierte Zeitreihenanalyse des Instituts 
für Demoskopie Allensbach schlußfolgerte Winfried Schulz beispielsweise: „Die 
Wirkung des Fernsehens auf das politische Interesse wird in dem Bericht [gemeint 
ist der Bericht „Auswirkungen des Fernsehens in Deutschland“, Anm. d. Verf.] vor 
allem darauf zurückgeführt, daß auch politisch Desinteressierte von den politischen 
Sendungen des Fernsehens erreicht werden. Während die Zuwendung zu politischen 
Inhalten in Printmedien immer einen relativ hohen Grad an Motivation verlangt, ist 
diese Motivationsschwelle beim Fernsehen sehr niedrig. Die Kombination von Bild 
und Wort, die Unterhaltungsmomente, die konkrete, anschauliche Darstellung stel-
len nur geringe Motivationsansprüche an die Zuschauer und machen so Politik auch 
für die weniger Interessierten zugänglich.“ 

49  
 
Auch deshalb verengt eine ausschließliche Fokussierung auf das Medium „Fern-

sehen“ das politische Kommunikationsfeld. Holtz-Bacha hatte daher dafür plädiert, 
im Zuge einer angemessenen Beurteilung der politischen Kommunikationsleistung 
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das gesamte Medienspektrum in Betracht zu ziehen. Die Konzentration auf das 
Fernsehen ist auch insofern problematisch, als die Presse hieraus als Garant einer 
stets seriösen Informationsvermittlung hervorgehen könnte. Auch hier gibt es gute 
und schlechte Seiten. Der bereits zitierte Walter Lippmann, der sich in den 20er Jah-
ren dieses Jahrhunderts mit der Wirkung der Presse auf die öffentliche Meinung be-
faßt hat, schrieb: „Um sich besser voneinander zu unterscheiden und ein treues 
Leserpu-blikum zu sammeln, müssen die meisten Blätter über den Bereich 
allgemeiner Nachrichten hinausgehen. Sie wenden sich den glänzenden Höhen der 
Gesellschaft, Skandalen und Verbrechen zu, dem Sport, dem Film, den 
Schauspielerinnen, den Ratschlägen für Liebeskranke, Hochschulnotizen, 
Frauenseiten, Käuferseiten, Kochrezepten, dem Schach, Whist, Gartenbau, den 
Comic strips, der entsetzlichen Parteienwirtschaft.“50 Die politische 
Kommunikationskrise ist also offensichtlich nicht neu, aber sie mag andere 
Dimensionen erhalten haben.   

 
3.  Fazit 

 
Oberreuter kritisierte in seinem Buch „Stimmungsdemokratie“, daß das Fernsehen 
nicht adäquat informiere. Zugleich stellt er aber die Frage, ob man von einem Medi-
um, das sich in weiten Teilen den Gesetzen der Unterhaltung fügt, gerade diese Auf-
gabe erwarten darf. Bei ihm liest man: „Wenn Unterhaltung das Gesetz dieses 
Mediums ist, dann sollten wir Stärken und Schwächen des Fernsehens bei der Poli-
tikvermittlung realistisch einschätzen.“51 Dennoch stellt diese Form der politischen 
Kommunikation ein wichtiges Bindeglied zwischen einer aktiven und einer eher 
passiven Öffentlichkeit dar. Von der einleitend erwähnten Krise der politischen 
Kommunikation wird man vor allen Dingen dann sprechen müssen, wenn der unter-
stellten Erfahrungsverdünnung im Bereich der Politik auch eine sich weiter verstär-
kende Erfahrungsverdünnung in der Berichterstattung des Fernsehens folgt. Die 
„Erfindung des Politischen“52 darf man dort aber realistischerweise nicht erwarten. 
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